Deutscher Bundestag 


Drucksache 15/5355 


15. Wahlperiode 


20 . 04 . 2005 


Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Arbeit (9. Ausschuss) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Gudrun Kopp, Rainer Brüderle, Dirk Niebel, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
- Drucksache 15/3359 - 


Konsequenzen aus der Entscheidung zum Ladenschlussgesetz ziehen - 
Regelung des Ladenschlusses den Ländern überlassen 


A. Problem 

Freigabe der Regelung des Ladenschlusses; Ersetzung des Ladenschlussgeset- 
zes durch Landesrecht. 

B. Lösung 

Ablehnung des Antrags mit den Stimmen der Fraktionen SPD, CDU/CSU 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktion der FDP 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Kosten wurden nicht erörtert. 
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Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag - Drucksache 15/3359 - abzulehnen. 


Berlin, den 13. April 2005 


Der Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit 


Dr, Rainer Wend Wolfgang Grotthaus 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Wolfgang Grotthaus 


I. Überweisung und Voten der mitberatenden 
Ausschüsse 

1. Überweisung 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Drucksache 
15/3359 wurde in der 130. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages am 1 . Oktober 2004 an den Ausschuss für Wirtschaft 
und Arbeit zur federführenden Beratung und an den 
Innenausschuss, den Rechtsausschuss, den Ausschuss für 
Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft, den 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, den 
Ausschuss für Gesundheit und Soziales, den Ausschuss für 
Verkehr, Bau- und Wohnungswesen, den Ausschuss für 
Tourismus sowie an den Ausschuss für Kultur und Medien 
zur Mitberatung überwiesen. 

2. Votum der mitberatenden Ausschüsse 

Der Rechtsausschuss (73. Sitzung am 9. März 2005), der 
Ausschuss für Verbraucherschutz, Ernährung und 
Landwirtschaft (51. Sitzung am 27. Oktober 2004), der 
Ausschuss für Familie, Senioren, Franen und Jugend 
(54. Sitzung am 13. April 2005), der Ausschuss für Ge- 
sundheit und Soziale Sicherung (94. Sitzung am 9. März 
2005), der Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnnngs- 
wesen (68. Sitzung am 9. März 2005) und der Ausschuss für 
Tourismus (58. Sitzung am 9. März 2005) haben den Antrag 
beraten und mit den Stimmen der Fraktionen SPD, CDU/ 
CSU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen 
der Fraktion der FDP emp-fohlen, den Antrag abzulehnen. 

Der Innenausschuss (57. Sitzung am 9. März 2005) und 
der Ausschuss für Kultur und Medien (52. Sitzung am 
9. März 2005) haben den Antrag beraten und mit den 
Stimmen der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktion der FDP bei 
Stimmenthaltung der Fraktion der CDU/CSU empfohlen, 
den Antrag abzulehnen. 


II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Mit dem Antrag auf Drucksache 15/3359 fordert die Frak- 
tion der FDP die Bundesregierung auf, die Regelungskom- 
petenz des Ladenschlusses den Ländern zu überlassen. Nur 
so würden die Länder mit Blick auf die regional unterschied- 
lichen Anschauungen und Traditionen den notwendigen Ge- 
staltungsfreiraum erhalten. Dies fördere außerdem den Wett- 
bewerb unter den Ländern und böte eine Chance für notwen- 
dige Entbürokratisierungen und Flexibilisierungen bei der 
Festlegung der Öffnungszeiten. 

III. Beratung und Abstimmungsergebnis 
im federführenden Aussehuss 

Der Aussehuss für Wirtsehaft und Arbeit hat die Beratung 
der Vorlage in seiner 88. Sitzung am 13. April 2005 aufge- 
nommen und abgeschlossen. 

Die Vertreter der antragstellenden Fraktion der FDP betonen, 
dass eine Regelungskompetenz des Ladenschlusses durch 
die Länder wichtige Impulse für eine verbesserte Wirtschaft 
setze. 

Die Mitglieder der Fraktion der CDU/CSU verdeutlichen, 
dass gerade in Hinblick auf die Ladenschlusszeiten an den 
Sonntagen eine bundeseinheitliche Regelung des Laden- 
schlusses erforderlich sei. 

Von den Mitgliedern der Koalitionsfraktionen wurde der ein- 
gebrachte Antrag abgelehnt. Das Ladenschlussgesetz sei in 
dieser Legislaturperiode bereits geändert worden. Für eine 
Neukonzeption bestehe derzeit kein Handlungsbedarf Es 
sollten zunächst die Bemühungen im Rahmen der Föderalis- 
muskommission abgewartet werden. 

Im Ergebnis der Beratungen hat der Ausschuss mit den Stim- 
men der Fraktionen SPD, CDU/CSU und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktion der FDP be- 
schlossen, dem Deutschen Bundestag die Ablehnung des 
Antrags auf Drucksache 15/3359 zu empfehlen. 


Berlin, den 13. April 2005 


Wolfgang Grotthaus 

Berichterstatter 
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